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Rechtssicherheit im Klimaschutz wiederherstellen und nordrhein-westfälische Unter-
nehmen vor unberechtigten Klagen schützen 
 
 
 
 
Berichterstatter  Abgeordneter Dr. Werner Pfeil 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beschlussempfehlung 
 
Der Antrag der Fraktion der AfD - Drucksache 17/1445 - wird abgelehnt. 
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Bericht 
 
A Allgemeines 
 
Der Antrag „Rechtssicherheit im Klimaschutz wiederherstellen und nordrhein-westfälische Un-
ternehmen vor unberechtigten Klagen schützen“ wurde vom Plenum am 20. Dezember 2017 
einstimmig an den Rechtsausschuss - federführend - sowie an den Ausschuss für Umwelt, 
Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz sowie an den Ausschuss für Wirtschaft, Energie 
und Landesplanung überwiesen. Aussprache und Abstimmung sollen nach Vorlage der Be-
schlussempfehlung des federführenden Ausschusses erfolgen. 
 
Mit dem Antrag sollen die nordrhein-westfälischen Unternehmen mehr Rechtssicherheit im 
Klimaschutz bekommen und die Rechtsfolgen, welche sich aus der Klimaklage des peruani-
schen Kleinbauern Saúl Lliuya für NRW-Unternehmen ergeben, evaluiert werden.  
 
 
B Beratungsverfahren 
 
Der Rechtsausschuss hat den Antrag in seiner 7. Sitzung am 24. Januar 2018 (Ausschusspro-
tokoll 17/160) erstmalig beraten.  
 
Von den mitberatenden Ausschüssen hat der Ausschuss für Wirtschaft, Energie und Landes-
planung den Antrag abgelehnt. 
 
Der Rechtsausschuss hat in seiner 9. Sitzung am 7. März 2018 (Ausschussprotokoll 17/199) 
abschließend beraten. 
 
 
C Abstimmung 
 
Bei der Schlussabstimmung über den Antrag der Fraktion der AfD wurde dieser mit den Stim-
men der Fraktionen von CDU, SPD, FDP und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen 
der Fraktion der AfD abgelehnt. 
 
 
 
Dr. Werner Pfeil 
Vorsitzender  


